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Beschränkung der freien Meinungsäußerung im Internet
Die malaysische Regierung beab-
sichtigt eine Gesetzesänderung, 
nach der sich politische Blogs und 
Websites registrieren lassen müss-
ten. KritikerInnen sehen hierin 
den Versuch, unliebsame Gegen-
stimmen auszuschalten und in der 
Medienlandschaft nun auch das 
Internet zu kontrollieren.

Bereits 2015 und Anfang 2016 
kam es zu deutlichen Einschnitten 
in die freie Meinungsäußerung 
im Internet: Nachrichten-Web-
sites, die sich über den Korrup-
tions- und Finanzskandal um den 
staatlichen Finanzfond 1Malay-

sia Development Berhad (1MBD) 
und den darin verwickelten Pre-
mierminister kritisch geäußert hat-
ten, wurden wegen angeblich fal-
scher Informationen gesperrt. So 
geschehen mit dem Nachrichten-
portal The Malaysian Insider, das 
Ende Februar 2016 zuerst gesperrt 
wurde und aufgrund ausstehender 
Werbeeinnahmen im März 2016 
schließlich gezwungen war, seine 
Tätigkeit einzustellen.

Die traditionellen Medien  – 
Zeitungen und Radio  – befin-
den sich zwar nicht in staatli-
cher Hand, werden jedoch streng 

reguliert. Zudem bestehen Ver-
bindungen der Medienhäuser zur 
Politik. Noch während der Regie-
rungszeit von Mahathir Moha-
mad (1981–2003) wurde Freiheit 
und Unabhängigkeit des Internets 
mit dem Ziel propagiert, die wirt-
schaftliche Entwicklung zu för-
dern. Seither wird jedoch auch 
dieses Medium zunehmend stär-
ker kontrolliert, was insbesondere 
seit dem besagten 1MBD-Finanz-
skandal immer deutlicher wird.

Deutsche Welle 29.4.2016

Mahathir gründet neue Oppositionspartei

Der ehemalige Premierminis-
ter Mahathir Mohamad ver-
kündete bei einem Treffen im 
Rahmen seiner regierungskri-
tischen Selamatkan Malaysia-
Kampagne – zu Deutsch »Rettet 
Malaysia-Kampagne«  – im Juli 
2016 die Gründung einer neuen 
Oppositionspartei. Mahathir tritt 
seit dem Finanzskandal um den 
staatlichen Finanzfond 1Malay-
sia Development Berhad als 
scharfer Kritiker des der Korrup-
tion beschuldigten Premierminis-
ters Najib Razak auf und forderte 

bereits mehrfach öffentlich des-
sen Rücktritt.

Bei dem Selamatkan Malaysia-
Treffen waren unter anderem füh-
rende Politiker der wichtigsten 
Oppositionsparteien anwesend, 
so von der Democratic Action 
Party (DAP), der People’s Justice 
Party (PKR), der National Trust 
Party (Parti Amanah) und der Isla-
mic Party (PAS). Angestrebt wird 
eine große Koalition aus mög-
lichst vielen Oppositionsparteien. 
Es wurde vereinbart, dass die Koa-
lition bei den Wahlen nicht in 

Konkurrenz zu der 2015 gegrün-
deten Oppositionskoalition Paka-
tan Harapan (bestehend aus DAP, 
PKR und der Parti Amanah) tre-
ten wird. Diese ist die Nachfolge
koalition der ehemaligen Volks-
allianz Pakatan Rakyat, die sich 
2015 aufgelöst hatte und deren 
langjähriger Führer Anwar Ibra-
him zurzeit eine Gefängnisstrafe 
absitzen muss, die allgemein 
als politisch motiviert betrachtet 
wird.

New Straits Times 10.7.2016, 

15.7.2016, 16.7.2016

Umstrittene Fatwa gegen muslimische Frauenrechtsgruppe bleibt bestehen

Eine Klage der Frauenrechts-NGO 
Sisters in Islam, kurz SIS, gegen 
eine Fatwa wurde vom Obersten 
Gerichtshof abgewiesen. Mit der 
Klage strebte SIS die Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit dieser Fatwa 
an.

Diese war 2014 vom Selangor 
Islamic Affairs Council und vom 
Selangor Fatwa Committee aus-
gesprochen worden und besagt, 
dass SIS von den islamischen Leh-
ren abweiche, da die Organisa-
tion religiösen Pluralismus und 
Liberalismus vertrete.

Nach bestehender malaysi
scher Rechtsgrundlage sind Ange-
legenheiten im Rahmen der Scha-
ria-Rechtsprechung allein den 
Scharia-Gerichten und nicht 
den Zivilgerichten zugeordnet. 
Demnach hat allein ein Scharia-
Gericht über die Gültigkeit der 
Fatwa zu entscheiden. Hierin lag 
auch die Begründung der Zurück-
weisung der Klage durch den 
Obersten Gerichtshof.

Die angefochtene Fatwa 
ermöglicht die Überwachung 
von Publikationen oder sogar 

deren Verbot durch die Malay-
sian Communications and Multi-
media Commission (MCMC), der 
staatlichen Regulierungsbehörde 
für Kommunikations- und Mul-
timedia-Dienste. Ziel der Klage 
von SIS ist es gewesen, dass diese 
Fatwa nicht als Grundlage zur 
Überwachung oder gar für Ver-
bote von »pluralen« und »libera-
len« Publikationen von SIS und 
anderen Organisationen benutzt 
werden kann.

The Star 25.6.2016

New Straits Times 24.6.2016
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